
Bedienstete sind in ih-
rer Freizeit Funktio-
näre eines Sportver-

eins, arbeiten bei gemein-
nützigen Organisationen
ehrenamtlich mit oder ge-
hen einer zusätzlichen er-
werbmäßigen Beschäfti-
gung nach, sei es als
Landwirt, als selbstständi-
ger Sporttrainer oder als
unselbstständig Beschäf-
tigter bei einem Privatun-
ternehmen oder im Be-
trieb eines Verwandten. 

Grundsätzlich bleibt
jedem Bediensteten die
Gestaltung des privaten
Bereichs im Rahmen der
Gesetze frei überlassen,
sofern dies keine Auswir-
kungen auf seine dienstli-
che Tätigkeit hat. Zur Vermeidung ne-
gativer Auswirkungen für den Dienst
und das Ansehen des Dienstgebers sieht
das Gesetz Verhaltensregeln für Beamte
und Vertragsbedienstete vor.

Nebenbeschäftigung. Dienstrechtlich
ist eine Nebenbeschäftigung jede Tätig-
keit eines Bediensteten, die weder zur
Erfüllung der Dienstpflichten zählt noch
eine Nebentätigkeit darstellt. Eine sol-
che Beschäftigung kann – muss aber
nicht – erwerbsmäßig sein. Es kann sich
somit um erwerbsmäßige unselbststän-
dige Tätigkeiten handeln (privatrechtli-
che Verträge), um wirtschaftlich selbst-
ständige Tätigkeiten und um nicht er-
werbsmäßige Tätigkeiten (z. B. ehren-
amtliche Tätigkeiten in Vereinen). Tä-
tigkeiten, die typischerweise der Privat-
sphäre zuzurechnen sind, wie beispiels-
weise die Verwaltung des eigenen Ver-
mögens, ein Studium und dergleichen
fallen nicht darunter. 

Die Tätigkeit als Verpächter – wenn
auch seines eigenen Grundbesitzes –
kann eine Nebenbeschäftigung darstel-
len; die Tätigkeit als Vermögensberater
ist eine gesetzliche Nebenbeschäfti-
gung. Gemäß § 56 Absatz 2 BDG 1979
für Beamte und § 5 Abs. 1 VBG für
Vertragsbedienstete ist eine Nebenbe-
schäftigung bei Vorliegen eines der fol-

genden Gründe unzulässig: 
• Behinderung an der Erfüllung der
dienstlichen Aufgaben, 
• Hervorrufen der Vermutung der Be-
fangenheit, 
• Gefährdung sonstiger wesentlicher
dienstlicher Interessen.

Nebenbeschäftigungsverordnung. Zu
diesen Untersagungstatbeständen hat
sich eine umfangreiche, einzelfallbezo-
gene Rechtsprechung entwickelt. In der
Praxis heißt das, dass die Vereinbarkeit
einer von einem Bediensteten ange-
strebten Nebenbeschäftigung nach den
gesetzlichen Vorgaben bislang vom Be-
diensteten im Vorfeld selbst oder von
der zuständigen Dienstbehörde bzw.
Personalstelle bei jeder neuen beabsich-
tigten Nebenbeschäftigung anhand die-
ser Einzelfallentscheidungen geprüft
und entschieden werden musste. Es
führte zu einem mitunter mühsamen
und langwierigen Verfahren, sowohl für
den Betroffenen als auch für die zur
Entscheidung berufene Stelle.

Um den Bediensteten eine Orientie-
rungshilfe zu geben, wurde im Bundes-
ministerium für Inneres von der Mög-
lichkeit zur Festlegung unzulässiger Ne-
benbeschäftigungen mittels Verordnung
Gebrauch gemacht. Die Verordnung ist
am 1. Mai 2016 (BGBl. Teil II Nr.

84/2016) in Kraft getre-
ten. Sie stellt eine Orien-
tierungshilfe dar, ändert
aber nichts am Gesetz. Je-
ne Tätigkeiten, die nicht
in der Verordnung aufge-
zählt sind, aber nach den
Kriterien des § 56 BDG
1979 verboten sind, wer-
den daher wie bisher als
unzulässig angesehen und
untersagt werden. 

Inhalt der Verordnung.
Für alle aktiven Bediens-
teten gilt besondere Vor-
sicht bei Nebenbeschäfti-
gungen, die einen Bezug
auf die dienstliche Verga-
be von Förderungen und
Beschaffungen haben,
wenn man selbst mit den

Förderungen oder der Beschaffungsver-
gabe befasst ist. Entscheidend ist hier
nicht die dienstrechtliche Stellung oder
die organisatorische Zuordnung des je-
weiligen Bediensteten, sondern seine je-
weils konkrete dienstliche Tätigkeit.
Nicht nur die Bediensteten einer Verga-
beabteilung oder eines Budgetbüros
sind angesprochen, sondern jeder Be-
dienstete, in dessen dienstlichem Be-
reich Förderungen vergeben werden
oder Beschaffungen erfolgen, beispiels-
weise auch, wenn eine Dienststelle oder
Fachabteilung über eigene Budgetmittel
verfügt. Hier gilt:
• Für Bedienstete, die im Rahmen ihrer
dienstlichen Aufgaben maßgeblichen
Einfluss auf die Gewährung von Förde-
rungen und auf die dazu notwendigen
Vorbereitungsmaßnahmen haben, sind
Nebenbeschäftigungen als Organe der
Rechtsträger unzulässig, die für solche
Förderungen aus dem jeweiligen Ein-
flussbereich des Bediensteten in Be-
tracht kommen. Beispielsweise ist es ei-
nem Bediensteten, der dienstlich För-
dermittel an einen Verein vergibt, unter-
sagt, bei demselben Verein als Obmann
oder Kassier tätig zu sein. Die Tätigkeit
bei einem anderen Verein bleibt ihm
unbenommen.
• Für Bedienstete, die im Rahmen ihrer
dienstlichen Aufgaben Einfluss auf Ver-
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Taxigewerbe: Polizisten dürfen im örtlichen Wirkungsbereich ihrer
dienstlichen Tätigkeit unter anderem nicht als Taxi- oder Autobus-
lenker nebenbeschäftigt sein.

Unzulässige Nebenbeschäftigungen
Seit 1. Mai 2016 ist in einer Verordnung klargestellt, welche Nebenbeschäftigungen für Bedienstete

des Bundesministeriums für Inneres unzulässig sind.
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gabeverfahren haben, sind Nebenbe-
schäftigungen im Geschäftsbereich von
Bewerbern, Bietern und Auftragneh-
mern jedenfalls unzulässig, wenn diese
Geschäftsbeziehungen im jeweils in Be-
tracht kommenden Einflussbereich des
Bediensteten liegen. Beispielsweise ist
es einem Bediensteten, der dienstlich ei-
genverantwortlich Computern für die
Dienststelle bestellt, untersagt, bei der
Computerfirma, bei der er bestellt, eine
Nebenbeschäftigung im Verkauf aufzu-
nehmen.

Für Polizisten (Wachkörperangehöri-
ge sowie Verwaltungsbedienstete, die
gemäß § 5 Absatz 2 des Sicherheitspoli-
zeigesetzes zur Ausübung unmittelbarer
Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigt
sind) sieht die Verordnung in Abhän-
gigkeit von der dienstlichen Haupttätig-
keit weitere Nebenbeschäftigungen als
unzulässig an. Die diesbezüglichen Re-
gelungen finden sich im § 4 der Verord-
nung. § 4 Abs. 1 führt Tätigkeiten an,
die unzulässig sind:
1. Personenschutz; 
2. Portierdienste; 
3. Berufsdetektiv; 
4. Aufstellung und/oder Betrieb von
Geschwindigkeitsmessgeräten; 
5. sonstige Tätigkeit im Kernbereich
des Sicherheitsgewerbes; 
6. Tätigkeit im Waffengewerbe (Büch-
senmacher) einschließlich des Waffen-
handels; 
7. Versicherungstätigkeit unter Verwer-
tung von im Zusammenhang mit einer
konkreten Amtshandlung dienstlich er-
worbenen Kenntnissen hinsichtlich be-
stehender oder potenzieller Kunden; 
8. Tätigkeit für Inkassoinstitute;
9. Vermittlung von spezifischen sicher-
heits- und kriminalpolizeilichen Kennt-
nissen und Fertigkeiten in Konkurrenz
zu Angeboten der Sicherheitsakademie.

Die Nähe zur dienstlichen Tätigkeit,
die Gefahr der Behinderung der objekti-
ven dienstlichen Amtsausübung sowie
die Möglichkeit von Befangenheitssi-
tuationen begründen die Unzulässigkeit.
Einige Beispiele:

Zu den Ziffern 1 bis 4: Tätigkeiten
im Kernbereich des Sicherheitsgewer-
bes, wie die Tätigkeit eines Exekutivbe-
amten als Personenschützer oder Be-
rufsdetektiv sind unzulässig. Hier ist die
Gefahr des Entstehens von Befangen-
heitssituationen oder einer Behinderung
des Dienstes sehr groß. Ein Exekutivbe-
amter, der nebenberuflich als Personen-
schützer für eine Privatperson tätig wer-
den möchte, stünde im Anlassfall vor
einem Dilemma. Wenn ein lebensbedro-
hender Angriff gegen eine Mehrheit von
Personen inklusive die zu schützende
Person erfolgt, müsste er aus seiner –
sich aus § 1 Absatz 3 der zum Sicher-
heitspolizeigesetz ergangenen Richtlini-
en-Verordnung ergebenden – dienstli-
chen Verpflichtung zum In-den-Dienst-
Stellen agieren und dienstliche Maßnah-
men setzen. Bei seiner dienstlichen Tä-
tigkeit ist es ihm aber untersagt, eine
Person bevorzugt zu behandeln oder be-
vorzugt zu schützen. Der exklusive
Schutz ist aber Gegenstand eines priva-
ten Personenschutzvertrages und Haupt-
bestandteil der Vereinbarung. 

Auch die nebenberufliche Ermittlung
oder Überwachung birgt offenkundig
die Gefahr von Befangenheitssituatio-
nen und einer Behinderung des Dienstes
(beispielsweise ist die Gefahr der Ver-
wertung von polizeiinternen Kenntnis-
sen groß). Hingegen wird ein einmali-
ger Fachvortrag bei einer Veranstaltung
eines Sicherheitsunternehmens zu einer
allgemeinen rechtlichen Materie als
Fachvortragender nicht automatisch un-
zulässig sein. Derartige Tätigkeiten sind
daher durch die Verordnung nicht auto-

matisch untersagt. Eine Einzelfallprü-
fung durch die Dienstbehörde bzw. Per-
sonalstelle ist nicht ausgeschlossen.

Zu Ziffer 7: Unzulässig ist, wenn ein
Exekutivbediensteter im Rahmen seiner
konkreten dienstlichen Tätigkeit Kennt-
nisse erwirbt und diese für eine neben-
berufliche Versicherungstätigkeit aus-
nützt, indem er gezielt Opfer von Ein-
bruchsdiebstählen (z. B. Haus- oder
Wohnungseinbrüchen, Autoeinbrü-
chen), mit denen er im Rahmen der
Aufnahme der Ereignisse zu tun hatte,
hinsichtlich Versicherungsmöglichkei-
ten anspricht. Hingegen ist eine Versi-
cherungsberatung von marktüblichen
Versicherungen außerhalb der Dienst-
stelle und seiner sonstigen dienstlichen
Tätigkeit und ohne Bezug des Kunden-
kreises zu seiner dienstlichen Tätigkeit
nicht automatisch unzulässig.

Zu Ziffer 8: Die Haupttätigkeit von
Inkassoinstituten besteht in der Einzie-
hung fremder Forderungen. Die Einzie-
hung fremder Forderungen ist in einer
nicht unerheblichen Anzahl von Fällen
ein Schritt vor einer gerichtlichen
Durchsetzung. Die Mitwirkung eines
Exekutivbediensteten bei der Einzie-
hung fremder Forderungen kann zu Be-
fangenheitssituationen führen sowie den
Anschein der Förderung dieses Inkas-
soinstituts durch die Exekutive erwe-
cken. Zu berücksichtigen ist, dass die
Exekutive in einer Reihe von Fällen bei
der gerichtlichen Einbringung von For-
derungen beigezogen wird. 

Zu Ziffer 9: Die Vermittlung von
spezifischen sicherheits- und kriminal-
polizeilichen Kenntnissen und Fertig-
keiten soll aus innerbetrieblichem
dienstlichem Interesse und im Hinblick
auf die öffentliche Sicherheit internen
Fortbildungsmaßnahmen vorbehalten
bleiben, um die Weitergabe von spezifi-
schem Wissen über Urkundenfälschun-
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Verwendungsbezeichnungen
Mit der Dienstrechts-Novelle, die am

1. August 2016 in Kraft getreten ist
(BGBl. I Nr. 64/2016), wurde für Ver-
tragsbedienstete die Möglichkeit ge-
schaffen, Verwendungsbezeichnungen
zu führen. In weiten Teilen wurde damit
eine Angleichung an das System der
Amtstitel für Beamte vorgenommen; für
Vertragsbedienstete waren bisher keine
Titel vorgesehen. Nun können Vertrags-

bedienstete in der Bewertungsgruppe
v1/1 bis v1/4 nach zehn Dienstjahren
die Bezeichnung „Rätin“ oder „Rat“
und nach 13 Dienstjahren und sechs
Monaten die Bezeichnung „Oberrätin“
oder „Oberrat“ führen. „Hofrätin“ oder
„Hofrat“ kann man nach 19 Jahren und
sechs Monaten in den Bewertungsgrup-
pen v1/2 und v1/3 werden; in der Parla-
mentsdirektion entspricht dies der „Par-
lamentsrätin“ oder dem „Parlaments-
rat“, in Ministerien der „Ministerialrä-

tin“ oder dem „Ministerialrat“. Im v2-
Schema eingestufte Vertragsbedienstete
können sich etwa in den Bewertungs-
gruppen v2/3 bis v2/6 nach 16 Jahren
und sechs Monaten als „Amtsdirekto-
rin“ oder „Amtsdirektor“ bezeichnen,
Bedienstete in v3/1 und v3/2 nach 17
Jahren als „Fachinspektorin“ oder
„Fachinspektor“. Wenn die Vorausset-
zungen vorliegen, ist das Führen der
Verwendungsbezeichnung ohne weite-
ren Rechtsakt zulässig. G. W.

VERTRAG SB ED I EN S T E T E
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gen oder über Zugriffstaktiken von Spe-
zialeinheiten oder von speziellen Tech-
niken bei Wohnungsöffnungen zu ver-
meiden. Darüber hinaus kommt der Si-
cherheitsakademie nach dem Sicher-
heitspolizeigesetz auch die Erstellung
von Bildungsangeboten für Dritte sowie
deren Durchführung gegen Kostenersatz
zu und steht somit unter einem Wirt-
schaftlichkeitsgebot, das nicht durch die
Konkurrenz eigener Bediensteter unter-
laufen werden soll. Besteht keine Kon-
kurrenz zur Sicherheitsakademie und
kein schutzwürdiges Interesse an der
Verhinderung der Weitervermittlung
der Inhalte, ist eine solche Nebenbe-
schäftigung nicht automatisch unzuläs-
sig.

Örtlicher Wirkungsbereich. Be-
stimmte Tätigkeiten sind nur unzuläs-
sig, wenn aufgrund des konkreten
dienstlichen Zuständigkeitsbereiches
des Beamten die Gefahr des Entstehens
von Befangenheitssituationen oder einer
Behinderung des Dienstes oder der Ver-
letzung sonstiger wesentlicher dienstli-
cher Interessen gegeben ist. Derartige

Tätigkeiten sind in § 4 Absatz 2 der
Verordnung geregelt. 

Demnach sind im örtlichen Wir-
kungsbereich ihrer dienstlichen Tätig-
keit folgende Nebenbeschäftigungen
unzulässig: 
• Fahrlehrer; 
• Taxi- oder Autobuslenker; 
• Ordner- und Kontrolldienste; 
• Transportbegleiter (Verkehrslotse).

Ein Polizist einer Landespolizeidi-
rektion, der bei einer sich in seinem
Dienstort befindlichen Fahrschule als
Fahrschullehrer tätig wird, kann durch
seine Teilnahme bei der Fahrprüfung
den Anschein der Bevorzugung von
Kandidaten dieser Fahrschule durch die
Behörde erwecken. Das Erwecken die-
ses Anscheins wurde bereits bisher von
der Rechtsprechung als ausreichend für
eine Unzulässigkeit der Nebenbeschäfti-
gung erachtet. Darüber hinaus kann es
im Rahmen seiner dienstlichen Tätig-
keit zu einer Situation kommen, dass er
gegenüber einem Fahrzeug oder einem
Beschäftigten oder dem Unternehmer
dieser Fahrschule einschreiten müsste.
Befindet sich die Fahrschule hingegen

in einem anderen Bundesland, ist kein
erhöhtes Risiko aufgrund dieser Neben-
beschäftigung gegeben. Entscheidend
ist nicht der weitest denkmögliche Zu-
ständigkeitsbereich, der sich beispiels-
weise durch eine Versetzung ändern
kann, sondern der dem Beamten ent-
sprechend seiner derzeitigen Tätigkeit
zukommende Zuständigkeitsbereich.
Daraus ergibt sich auch, dass bei einer
Änderung dieses Kriteriums eine neue
Beurteilung vorzunehmen ist und es zu
einem anderen Ergebnis kommen kann.
Wird der oben angeführte Polizist in
dieses andere Bundesland mit dem
Dienstort, in der die Fahrschule tätig ist,
versetzt oder für längere Zeit zugeteilt,
ist ein erhöhtes Risiko gegeben und die
Nebenbeschäftigung ist unzulässig.

Weiters sieht die Verordnung für den
Sonderfall von Bediensteten, die bei ih-
rer dienstlichen Tätigkeit andere Identi-
täten verwenden, vor, dass jedwede Ne-
benbeschäftigung unzulässig ist. Dies
ist nicht nur im offenkundigen dienstli-
chen Interesse, sondern wird auch im
Interesse des Bediensteten selbst sein.

Albert Koblizek
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Nebenbeschäftigung: Für Polizisten sind über die allgemeinen Bestimmungen hinaus weitere Nebenbeschäftigungen unzulässig.
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